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Parteien 

 
A._______, geboren am (…), 

Ukraine,  

(…),   

Beschwerdeführerin,  

  

  
gegen 

  
Staatssekretariat für Migration (SEM), 

Quellenweg 6, 3003 Bern, 

Vorinstanz. 

   

Gegenstand 

 
Verweigerung vorübergehender Schutz (Mehrfachgesuch);  

Verfügung des SEM vom 8. August 2025 / N (…). 

 

 

 



E-6465/2025 

Seite 2 

Sachverhalt: 

I. 

A.  

A.a Die Beschwerdeführerin stellte am 23. Juli 2024 ein Gesuch um Ge-

währung vorübergehenden Schutzes in der Schweiz. Am 25. Juli 2024 fand 

ihre mündliche Kurzbefragung statt. 

A.b Zur Begründung ihres Gesuches führte die Beschwerdeführerin an-

lässlich der Kurzbefragung aus, sie habe ihr ganzes Leben in der Ukraine 

verbracht bis sie im Juli 2023 nach Frankreich gereist sei, um dort zu stu-

dieren, wo sie bis im Juli 2024 geblieben sei. Anschliessend sei sie in die 

Schweiz gereist. Sie habe in Frankreich zwar einen Schutzstatus erhalten, 

aber keine hinreichende Unterstützung.  

A.c Im Rahmen derselben Befragung gewährte das SEM der Beschwer-

deführerin das rechtliche Gehör zur beabsichtigten Ablehnung ihres Ge-

suchs um vorübergehende Schutzgewährung und dem beabsichtigten 

Wegweisungsvollzug nach Frankreich. Die Beschwerdeführerin äusserte 

sich hierzu dahingehend, dass sie nicht dorthin zurückkehren könne, weil 

sie dort keine Unterkunft habe und ihr dortiger Schutzstatus abgelaufen 

sei. Zur Verlängerung des Schutzstatus in Frankreich müsse man Doku-

mente einreichen, was sie aber nicht gemacht habe, da sie ihr Studium in 

der Schweiz fortsetzen wolle. 

B.  

Mit Verfügung vom 25. Juli 2024 lehnte das SEM das Gesuch um Gewäh-

rung vorübergehenden Schutzes ab, verfügte die Wegweisung aus der 

Schweiz und ordnete den Vollzug der Wegweisung an. Diese Verfügung 

erwuchs unangefochten in Rechtskraft. 

II. 

C.  

C.a Die Beschwerdeführerin richtete am 11. November 2024 eine als Wie-

dererwägungsgesuch/Mehrfachgesuch bezeichnete Eingabe an das SEM.  

C.b Zur Begründung ihres Gesuchs machte sie geltend, in Frankreich ver-

füge sie über keine Unterkunft n und ein entsprechender Antrag ihrerseits 

sei abgelehnt worden. Ihr Ehemann lebe in der Schweiz; ihre Mutter sowie 

ihr Bruder würden sich auch hier aufhalten und über einen Schweizer 
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Schutzstatus verfügen. Eine Wegweisung nach Frankreich würde ihr Recht 

auf Familienleben verletzen. Eine Rückkehr nach Frankreich würde auf-

grund der dort drohenden Obdachlosigkeit zwangsläufig zu einer Rückkehr 

in die Ukraine führen. Sollte ihr der Schutzstatus in der Schweiz nicht ge-

währt werden, ersuche sie um ein Verfahren um Familienzusammenfüh-

rung mit ihrer Familie und ihrem Partner. Zur Stützung ihrer Vorbringen 

legte sie ihre Identitätsdokumente sowie verschiedene Beweismittel, auf 

welche bei Bedarf in den nachstehenden Erwägungen zurückzukommen 

sein wird, ins Recht. 

D.  

D.a Mit Verfügung vom 8. August 2025 – am 12. August 2025 eröff-

net – lehnte das SEM die als Mehrfachgesuch um vorübergehenden 

Schutz entgegengenommene Eingabe ab, verfügte die Wegweisung der 

Beschwerdeführerin aus der Schweiz, ordnete den Vollzug der Wegwei-

sung an und erhob eine Gebühr von Fr. 600.–. 

D.b In seiner Entscheidbegründung stellte das SEM fest, dass die Be-

schwerdeführerin vor der Einreise in die Schweiz in Frankreich gewesen 

sei und dort über einen Aufenthaltstitel verfügt habe. Es werde ihr aufgrund 

der Reisefreiheit für ukrainische Staatsangehörige möglich sein, nach 

Frankreich zurückzukehren. Somit sei nicht davon auszugehen, dass ihr 

Aufenthalt widerrufen, nicht verlängert beziehungsweise erneuert werden 

könnte. Zudem habe der Rat der Europäischen Union am 4. Juni 2025 ent-

schieden, den vorübergehenden Schutz für alle Personen (mit S-Status) 

aus der Ukraine bis am 4. März 2027 zu verlängern. Des Weiteren könne 

die Beschwerdeführerin aus ihrer Beziehung zu ihrem Partner, ihrer Mutter 

und ihrem Bruder keine Rechte auf einen weiteren Verbleib in der Schweiz 

gestützt auf Art. 71 Abs. 1 AsylG ableiten. Schliesslich verneinte es auch 

einen Anspruch aus Art. 8 EMRK, da weder ihr Lebenspartner (Aufenthalts-

bewilligung B) noch ihre Mutter oder ihr Bruder (beide Schutzstatus S) über 

ein gefestigtes Anwesenheitsrecht in der Schweiz verfügen würden. Das 

SEM stellte ferner fest, der Vollzug der Wegweisung nach Frankreich sei 

zulässig, zumutbar und möglich.  

E.  

E.a Mit Eingabe an das Bundesverwaltungsgericht vom 26. August 2025 

erhob die Beschwerdeführerin Beschwerde gegen diese Verfügung. Sie 

beantragte, die angefochtene Verfügung sei aufzuheben und die Vor-         

instanz anzuweisen, ihr vorübergehenden Schutz zu gewähren, eventuali-

ter sei die Verfügung aufzuheben und die Sache zwecks vollständiger 



E-6465/2025 

Seite 4 

Abklärung des Sachverhalts an die Vorinstanz zurückzuweisen. In verfah-

rensrechtlicher Hinsicht ersuchte die Beschwerdeführerin um Gewährung 

der unentgeltlichen Prozessführung inklusive Verzicht auf die Erhebung ei-

nes Kostenvorschusses. Weiter beantragte sie, «den Entscheid über 

meine Wegweisung auszusetzen und das SEM zu verpflichten, mich aus 

dem Ausschaffungszentrum in eine normale Unterkunft zu verlegen.» 

Schliesslich sei «von SEM die gerichtlichen Auslagen in angemessenem 

Umfang (Portokosten, Zeitaufwand für Informationssuche usw.) zu erhe-

ben / einzufordern.» 

E.b Zur Begründung machte sie im Wesentlichen geltend, sie verfüge in 

Frankreich über keinen gültigen Schutzstatus mehr und das SEM habe 

keine Rückübernahmezusicherung von Frankreich eingeholt, weshalb die 

Ablehnung ihres Gesuchs rechtswidrig sei. Dabei verwies die Beschwer-

deführerin auf verschiedene Urteile des Bundesverwaltungsgerichts.  

F.  

Mit Instruktionsverfügung vom 3. September 2025 hielt das Bundesverwal-

tungsgericht fest, die Beschwerdeführerin dürfe den Ausgang des Verfah-

rens in der Schweiz abwarten, verzichtete vorderhand auf die Erhebung 

eines Kostenvorschusses und hielt fest, auf den Antrag auf Verlegung der 

Unterkunft werde nicht eingetreten und auf die prozessualen Anträge zu 

einem späteren Zeitpunkt zurückgekommen. 

G.  

Mit Eingabe vom 18. Juni 2026 erkundigte sich die Beschwerdeführerin 

nach dem aktuellen Verfahrensstand. 

 

Das Bundesverwaltungsgericht zieht in Erwägung: 

1.  

1.1 Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet auf dem Gebiet des Asyls 

in der Regel – so auch hier – endgültig über Beschwerden gegen Verfü-

gungen (Art. 5 VwVG) des SEM (Art. 72 i.V.m. Art. 105 AsylG [SR 142.31]; 

Art. 31–33 VGG; Art. 83 Bst. d Ziff. 1 BGG). 

1.2 Das Verfahren richtet sich nach dem VwVG, dem VGG und dem BGG, 

soweit das AsylG nichts anderes bestimmt (Art. 37 VGG und Art. 6 AsylG). 
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1.3 Die Beschwerdeführerin ist als Verfügungsadressatin zur Beschwerde-

führung legitimiert (Art. 48 Abs. 1 VwVG). Die Beschwerde ist frist- und 

formgereicht eingereicht worden (Art. 72 i.V.m. Art. 108 Abs. 6 AsylG; 

Art. 52 Abs. 1 VwVG). 

1.4 Auf den Antrag auf Aussetzung des Vollzugs wird mangels Rechts-

schutzinteresses nicht eingetreten, nachdem der Beschwerde gegen die 

Verfügung SEM von Gesetzes wegen aufschiebende Wirkung zukommt 

und diese vom SEM auch nicht entzogen wurde (vgl. Art. 55 VwVG). Fer-

ner wird auch auf den Antrag auf Erhebung / Einforderung der «gerichtli-

chen Auslagen» mangels Rechtsschutzinteresses nicht eingetreten. 

1.5 Auf die Beschwerde ist im Übrigen einzutreten. 

2.  

Die Kognition des Bundesverwaltungsgerichts und die zulässigen Rügen 

richten sich, soweit die Verweigerung vorübergehenden Schutzes betref-

fend, nach Art. 106 Abs. 1 AsylG (i.V.m. Art. 72 AsylG), im Bereich des Aus-

länderrechts nach Art. 49 VwVG (vgl. BVGE 2014/26 E. 5). 

3.  

Über offensichtlich unbegründete Beschwerden wird in einzelrichterlicher 

Zuständigkeit mit Zustimmung einer zweiten Richterin entschieden (Art. 72 

i.V.m. Art. 111 Bst. e AsylG). Wie nachstehend aufgezeigt, ist die Be-

schwerde aufgrund der inzwischen präzisierten Rechtsprechung 

(vgl. E. 4.3) offensichtlich unbegründet geworden. Das Urteil ist daher nur 

summarisch zu begründen (Art. 72 i.V.m. Art. 111a Abs. 2 AsylG). Gestützt 

auf Art. 111a Abs. 1 AsylG (i.V.m. Art. 72 AsylG) wurde auf die Durchfüh-

rung eines Schriftenwechsels verzichtet. 

4.  

4.1 Gestützt auf Art. 4 AsylG kann die Schweiz Schutzbedürftigen für die 

Dauer einer schweren allgemeinen Gefährdung, insbesondere während ei-

nes Kriegs oder Bürgerkriegs sowie in Situationen allgemeiner Gewalt,  

vorübergehenden Schutz gewähren. Der Bundesrat entscheidet, ob und 

nach welchen Kriterien Gruppen von Schutzbedürftigen vorübergehender 

Schutz gewährt wird (Art. 66 Abs. 1 AsylG). 

4.2 Gemäss der gestützt auf Art. 66 AsylG vom Bundesrat erlassenen All-

gemeinverfügung vom 8. Oktober 2025 (BBl 2025 3074; in Kraft seit 1. No-

vember 2025) gilt der Schutzstatus S namentlich für schutzsuchende ukra-

inische Staatsbürgerinnen und -bürger und ihre Familienangehörige, 
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welche vor dem 24. Februar 2022 in der Ukraine wohnhaft waren und ihren 

Wohnsitz in einer ukrainischen Region hatten, in welcher sie aufgrund der 

allgemeinen Situation der Gewalt einer konkreten Gefährdung an Leib und 

Leben ausgesetzt sind (vgl. Ziff. I Bst. a i.V.m. Ziff. II der Allgemeinverfü-

gung vom 8. Oktober 2025).  

4.3 Das Bundesverwaltungsgericht hat bereits in seinem Grundsatzurteil 

BVGE 2022 VI/1 im Sinne einer Einschränkung festgestellt, dass eine Per-

son ukrainischer Staatsbürgerschaft, welche vor dem 24. Februar 2022 in 

der Ukraine wohnhaft war, grundsätzlich nicht auf den Schutz der Schweiz 

angewiesen ist, wenn für sie eine valable Schutzalternative ausserhalb der 

Ukraine bejaht werden kann. Die Voraussetzungen für die Annahme einer 

valablen Schutzalternative in einem Drittstaat beziehungsweise wie hier in 

einem EU- oder EFTA-Mitgliedsstaat wurden sodann im Koordinationsent-

scheid D-4601/2025 vom 9. Februar 2026 (zur Publikation vorgesehen) wie 

folgt präzisiert: Die gesuchstellende Person muss zwischen dem 24. Feb-

ruar 2022 und der Einreise in die Schweiz im Drittstaat einen dem schwei-

zerischen Schutzstatus «S» gleichzusetzenden Aufenthaltstitel (zwecks 

Gewährung von vorübergehendem Schutz) erhalten haben. Zudem muss 

hinreichende Gewissheit bestehen, dass ihr bei einer Rückkehr dorthin er-

neut wirksamen Schutz gewährt wird, und es muss überdies davon ausge-

gangen werden können, dass sie ohne weiteres in den fraglichen Drittstaat 

wieder einreisen kann. Sind diese Voraussetzungen erfüllt, ist – selbst 

wenn keine Rückübernahmezusicherung des in Frage stehenden Drittstaa-

tes vorliegt – das Vorliegen einer valablen Schutzalternative zu bejahen 

(vgl. a.a.O. E. 6.2.1 sowie 6.3).  

5.  

5.1 Bereits im ersten Verfahren um Gewährung von vorübergehendem 

Schutz stellte das SEM in seiner ablehnenden Verfügung vom 25. Juli 2024 

fest, dass die Beschwerdeführerin in Frankreich über eine valable Schutz-

alternative verfügt und daher nicht auf den Schutz der Schweiz angewie-

sen ist. Diese Verfügung erwuchs unangefochten in Rechtskraft.  

5.2 Die Beschwerdeführerin behauptet nun im Rahmen ihres Mehrfachge-

such im Wesentlichen, sie verfüge in Frankreich über keinen gültigen 

Schutztitel mehr (vgl. oben E.b). Gestützt auf die Aktenlage ist zwar unklar, 

ob die Beschwerdeführerin aktuell in Frankreich noch über einen gültigen 

Schutztitel verfügt oder nicht. Dies spielt aber letztlich keine Rolle. Denn 

Frankreich ist aufgrund der einschlägigen EU-Bestimmungen nach wie vor 

verpflichtet, schutzbedürftigen ukrainischen Gesuchstellenden 
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vorübergehenden Schutz zu gewähren, zumal der Rat der Europäischen 

Union zwischenzeitlich schon zweimal eine Verlängerung des vorüberge-

henden Schutzes für Vertriebene aus der Ukraine beschlossen hat; dieser 

gilt aktuell bis am 4. März 2027 (vgl. Durchführungsbeschluss [EU] 

2025/1460 des Rates vom 15. Juli 2025 zur Verlängerung des mit dem 

Durchführungsbeschluss [EU] 2022/382 eingeführten vorübergehenden 

Schutzes). Es kann daher davon ausgegangen werden, dass die Be-

schwerdeführerin bei einer Rückkehr nach Frankreich ihren allenfalls ab-

gelaufenen Schutzstatus reaktivieren oder zumindest erneut erfolgreich 

um Schutz ersuchen kann. Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass die 

einschlägigen EU-Regelungen auf dem Grundgedanken beruhen, dass 

derjenige Staat, welcher zuerst vorübergehenden Schutz gewährt bezie-

hungsweise einen entsprechenden Aufenthaltstitel ausgestellt hat, grund-

sätzlich auch weiterhin für die Schutzgewährung zuständig sein soll 

(vgl. Art. 16 des Durchführungs-beschlusses [EU] 2022/382; s. dazu auch 

a.a.O. E. 6.2.3). Demnach besteht auch kein Grund zur Annahme, dass 

sich die (erfolglose) Antragsstellung in der Schweiz bei einer erneuten 

Schutzsuche in Frankreich für die Beschwerdeführerin nachteilig auswir-

ken wird (vgl. zu diesem Thema auch das EuGH-Urteil vom 27. Februar 

2025 in der Sache C-753/23 [Krasiliva]). Insgesamt kann demnach – ent-

gegen den Vorbringen in der Beschwerde – mit hinreichender Gewissheit 

festgestellt werden, dass Frankreich der Beschwerdeführerin im Falle ihrer 

Rückkehr dorthin erneut vorübergehenden Schutz gewähren und ihr einen 

entsprechenden Aufenthaltstitel ausstellen wird.  

5.3 Das SEM hat demnach zutreffend festgestellt, dass die Beschwerde-

führerin in Frankreich über eine valable Schutzalternative verfügt und damit 

nicht auf den Schutz der Schweiz angewiesen ist.  

5.4 Nach dem Gesagten hat das SEM das Mehrfachgesuch der Beschwer-

deführerin um Gewährung des vorübergehenden Schutzes zu Recht abge-

wiesen. 

6.  

6.1 Beabsichtigt das SEM, den vorübergehenden Schutz zu verweigern, 

so setzt es das Verfahren über die Anerkennung als Flüchtling oder das 

Wegweisungsverfahren unverzüglich fort (vgl. Art. 69 Abs. 4 AsylG).  

6.2 Da der Beschwerdeführerin vorliegend keine Aufenthaltsbewilligung er-

teilt wurde und zudem – wie sich auch aus den nachfolgenden Erwägungen 

ergibt – kein Anspruch auf Erteilung einer solchen besteht (vgl. BVGE 
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2013/37 E. 4.4; 2009/50 E. 9, je m.w.H.), steht die verfügte Wegweisung 

im Einklang mit den gesetzlichen Bestimmungen und wurde demnach von 

der Vorinstanz ebenfalls zu Recht angeordnet. 

7.  

7.1 Ist der Vollzug der Wegweisung nicht zulässig, nicht zumutbar oder 

nicht möglich, so regelt das SEM das Anwesenheitsverhältnis nach den 

gesetzlichen Bestimmungen über die vorläufige Aufnahme (vgl. Art. 69 

Abs. 4 AsylG; Art. 83 Abs. 1 AIG [SR 142.20]). Vorliegend ist der Wegwei-

sungsvollzug nach Frankreich zu prüfen. 

Wegweisungsvollzugshindernisse sind zu beweisen, wenn der strikte Be-

weis möglich ist, und andernfalls wenigstens glaubhaft zu machen 

(vgl. BVGE 2011/24 E. 10.2 m.w.H.). 

7.2 Der Vollzug ist nicht zulässig, wenn völkerrechtliche Verpflichtungen 

der Schweiz (insbesondere Art. 5 Abs. 1 AsylG, Art. 33 Abs. 1 des Abkom-

mens vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge [FK, SR 

0.142.30], Art. 25 Abs. 3 BV, Art. 3 des Übereinkommens vom 10. Dezem-

ber 1984 gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder ernied-

rigende Behandlung oder Strafe [FoK, SR 0.105] und Art. 3 EMRK) einer 

Weiterreise der Ausländerin oder des Ausländers in den Heimat-, Her-

kunfts- oder einen Drittstaat entgegenstehen (Art. 83 Abs. 3 AIG). 

Die Beschwerdeführerin hat in der Schweiz kein Asylgesuch gestellt, und 

den Akten sind keine Hinweise auf eine Verletzung des flüchtlingsrechtli-

chen Refoulement-Verbots (vgl. Art. 5 AsylG) zu entnehmen. Sodann erge-

ben sich weder aus ihren Aussagen noch aus den Akten Anhaltspunkte da-

für, dass sie für den Fall einer Wegweisung nach Frankreich dort mit be-

achtlicher Wahrscheinlichkeit (d.h. im Sinne eines «real risk»; vgl. dazu 

EGMR [Grosse Kammer], Saadi gegen Italien, Urteil vom 28. Februar 

2008, Beschwerde Nr. 37201/06, §§ 124 – 127, m.w.H.) einer nach Art. 3 

EMRK oder Art. 1 FoK verbotenen Strafe oder Behandlung ausgesetzt 

wären. Frankreich ist Signatarstaat der EMRK, der FoK und der FK sowie 

des Zusatzprotokolls der FK vom 31. Januar 1967 (SR 0.142.301) und 

kommt seinen diesbezüglichen völkerrechtlichen Verpflichtungen grund-

sätzlich nach.  

7.2.1 Die Beschwerdeführerin beruft sich auf einen Anspruch auf Achtung 

des Familienlebens im Sinne von Art. 8 EMRK. Sie macht geltend, ihr Part-

ner lebe in der Schweiz und ihre Mutter sowie ihr Bruder hätten hier 
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vorübergehenden Schutz erhalten. Die Beziehung zu diesen Bezugsper-

sonen fällt jedoch nicht in den Schutzbereich von Art. 8 EMRK: Der Partner 

der Beschwerdeführerin verfügt lediglich über eine Aufenthaltsbewilligung 

B. Die Mutter und der Bruder sind Inhaber des Schutzstatus S. Die in der 

Schweiz lebenden Bezugspersonen verfügen damit grundsätzlich nicht 

über ein gefestigtes Anwesenheitsrecht hierzulande. Darüber hinaus ist 

festzuhalten, dass selbst bei Vorliegen eines gefestigten Anwesenheits-

rechts der genannten Bezugspersonen die Voraussetzungen für einen An-

spruch gestützt auf Art. 8 EMRK nicht erfüllt wären. In Bezug auf den Part-

ner kann aufgrund der Dauer und der Ausgestaltung der Beziehung nicht 

von einer hinreichend gefestigten beziehungsweise eheähnlichen Partner-

schaft gesprochen werden. In Bezug auf die Mutter und den Bruder besteht 

kein besonderes Abhängigkeitsverhältnis, welches bei einer volljährigen 

Person ausnahmsweise den Schutz von Art. 8 EMRK zu begründen ver-

möchte. Folglich kann die Beschwerdeführerin aus Art. 8 EMRK keinen An-

spruch auf Aufenthalt in der Schweiz ableiten.  

7.2.2 Nach dem Gesagten ist der Vollzug der Wegweisung sowohl im 

Sinne der asyl- als auch der völkerrechtlichen Bestimmungen zulässig. 

7.3 Gemäss Art. 83 Abs. 4 AIG kann der Vollzug für Ausländerinnen und 

Ausländer unzumutbar sein, wenn sie im Heimat- oder Herkunftsstaat auf-

grund von Situationen wie Krieg, Bürgerkrieg, allgemeiner Gewalt und me-

dizinischer Notlage konkret gefährdet sind. Wird eine konkrete Gefährdung 

festgestellt, ist – unter Vorbehalt von Art. 83 Abs. 7 AIG – die vorläufige 

Aufnahme zu gewähren. 

Hinsichtlich der Frage der Zumutbarkeit des Wegweisungsvollzugs ist 

vorab auf Art. 83 Abs. 5 AIG i.V.m. dem Anhang 2 der Verordnung über den 

Vollzug der Weg- und Ausweisung sowie der Landesverweisung von aus-

ländischen Personen vom 11. August 1999 (VVWAL, SR 142.281) zu ver-

weisen, wonach die Wegweisung in einen EU- oder EFTA-Staat vermu-

tungsweise zumutbar ist. Die Beschwerdeführerin bringt nichts vor, was 

diese Vermutung widerlegen könnte. Gemäss Art. 13 der Richtlinie 

2001/55/EG haben Personen, welche gestützt auf diese Richtlinie vorüber-

gehenden Schutz erhalten, namentlich Anspruch auf medizinische Versor-

gung sowie angemessenen Wohnraum und Sozialleistungen. Es ist daher 

nicht davon auszugehen, dass die Beschwerdeführerin bei einer Rückkehr 

nach Frankreich dort in eine existenzielle Notlage geraten wird. Ihr Ein-

wand, sie verfüge in Frankreich über keine Unterkunft, vermag an dieser 
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Einschätzung nichts zu ändern. Der Vollzug der Wegweisung nach Frank-

reich erweist sich als zumutbar. 

7.4 Der Vollzug der Wegweisung ist nicht möglich, wenn die Ausländerin 

oder der Ausländer weder in den Heimat- oder in den Herkunftsstaat noch 

in einem Drittstaat ausreisen oder dorthin gebracht werden kann (Art. 83 

Abs. 2 AIG). Diesbezüglich ist darauf hinzuweisen, dass die Möglichkeit 

einer freiwilligen Rückkehr in den Heimat- oder Herkunftsstaat beziehungs-

weise in einen Drittstaat der Feststellung, der Vollzug der Wegweisung er-

weise sich als unmöglich, von vornherein entgegensteht (vgl. D-4601/2025 

E. 8.4.2, m.w.H.). Wie bereits vorstehend festgehalten (vgl. E. 5.3), kann 

die Beschwerdeführerin als Inhaberin eines gültigen ukrainischen Reise-

passes ohne weiteres in Frankreich einreisen. Für eine Feststellung der 

Unmöglichkeit des Vollzugs der Wegweisung besteht damit kein Raum. 

7.5 Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Anordnung der vorläufi-

gen Aufnahme infolge Unzulässigkeit, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit 

des Vollzugs (Art. 83 Abs. 1–4 AIG) vorliegend nach wie vor ausser Be-

tracht fällt.  

8.  

Aus den vorstehenden Erwägungen ergibt sich, dass die angefochtene 

Verfügung Bundesrecht nicht verletzt und auch im Übrigen nicht zu bean-

standen ist. Es besteht daher kein Anlass, die Sache zur Neubeurteilung 

an das SEM zurückzuweisen. Die Beschwerde ist abzuweisen.  

9.  

Bei diesem Ausgang des Verfahrens wären die Kosten der Beschwerde-

führerin aufzuerlegen (Art. 63 Abs. 1 VwVG). Da die Beschwerde jedoch 

im Zeitpunkt der Beschwerdeerhebung nicht als aussichtslos zu bezeich-

nen war und gestützt auf die Aktenlage von der Bedürftigkeit der Beschwer-

deführerin auszugehen ist, ist das Gesuch um unentgeltliche Rechtspflege 

gemäss Art. 65 Abs. 1 VwVG gutzuheissen. Demnach sind keine Verfah-

renskosten aufzuerlegen. Das Gesuch um Verzicht auf die Erhebung eines 

Kostenvorschusses wird mit vorliegendem Urteil in der Sache gegen-

standslos.  

 

(Dispositiv nächste Seite) 
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Demnach erkennt das Bundesverwaltungsgericht: 

1.  

Die Beschwerde wird abgewiesen. 

2.  

Das Gesuch um Gewährung der unentgeltlichen Prozessführung wird gut-

geheissen. 

3.  

Es werden keine Verfahrenskosten erhoben. 

4.  

Dieses Urteil geht an die Beschwerdeführerin, das SEM und die kantonale 

Migrationsbehörde. 

 

Die Einzelrichterin: Die Gerichtsschreiberin: 

  

Gabriela Freihofer Lhazom Pünkang 

 

 

Versand: 


